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Voraussetzungen vormundschaftlicher Massnahmen I
Sachverhalt

Herr B. (Jg 1968) leidet an Schizophrenie. Er bezieht eine IV-Rente und lebt in einer Eigentumswohnung. Er betätigt sich mit dem Handel von Telefonkarten und Münzen. Er scheint auch teilweise "dubiose Geschäfte" zu machen und hat seine Geschäftstätigkeit weder der IV noch der Steuerbehörde gegenüber deklariert. 

Die Eltern von Herrn B. (die in einer anderen Gemeinde leben), haben regelmässig Kontakt mit Herrn B., schauen, dass die Wohnung nicht vernachlässigt wird und machen seine Wäsche. Seine finanziellen Angelegenheiten erledigt er selber und lässt sich nicht "in die Karten schauen". Herr B. musste schon mehrmals in die Klinik (teilweise per FFE). Etwa vor zwei Jahren hat sich der Vater an die Gemeinde gewandt und um die Errichtung von vormundschaftlichen Massnahmen gebeten. Herr B. hat sich aber beim darauf folgenden Gespräch bei der Gemeinde vehement dagegen gewehrt und behauptet, er könne seine Angelegenheiten selber regeln. Die Gemeinde hat eine Bevormundungsklage gemacht. Vor Gericht musste sie diese zurückziehen, weil zuwenig Gründe dafür vorlagen. Herr B. war bereit, sich regelmässig bei der Hausärztin behandeln zu lassen und seine Medikamente zu nehmen. Er war einverstanden damit, dass die Hausärztin der Gemeinde jährlich Bericht erstattet über seinen Zustand und über die Frage, ob er seine Angelegenheiten selbständig regeln kann.

Nun musste sich Herr B. anfangs November wieder in stationäre Behandlung begeben. Der Oberarzt der Klinik bittet die Gemeinde um vormundschaftliche Massnahmen und schlägt eine Beiratschaft vor. Die Eltern von Herrn B. haben ebenfalls schriftlich Antrag gestellt um vorm. Massnahmen für ihren Sohn.
Bei einem Gespräch mit der Vertretung der VB und des Sozialdienstes hat Herr B. zwar gemeint, dass er keine Hilfe brauche, aber er liess sich dann doch (vordergründig) überzeugen. Er wünscht sich, dass sein Anwalt das Amt übernimmt und hat versprochen, dass er ihn anfragen wird. 

Meine Vermutung ist, dass er, um schneller aus der Klinik entlassen zu werden, vordergründig einwilligt zu einer Massnahme, dass er aber schlussendlich doch wieder machen wird, was er will.

Erwägungen

1. Voraussetzung einer amtsgebundenen vormundschaftlichen Massnahme für eine Person ist das Vorliegen eines Schwächezustandes wie geistige Behinderung, psychische Störung, ähnliche in der Person liegende Schwächezustände, eine vorübergehende Urteilsunfähigkeit (z.B. unfallbedingt), vorübergehende Abwesenheit oder eine Interessenkollision. Darüber hinaus bedarf es einer besondern Schutzbedürftigkeit der betroffenen Person bei der Besorgung eigener Angelegenheiten im Bereich der persönlichen Fürsorge, der Interessenwahrung und/oder in Vermögensfragen. Das Ziel besteht darin, die betreute Person zu verselbständigen, ihr Wohlbefinden zu verbessern, sie sozial zu integrieren und/oder sie vertraut zu machen im Umgang mit Geld, soweit dies existenzieller Natur ist, und ihre Interessen zu wahren. 
2. Ein erster Versuch zu einer vormundschaftlichen Massnahme ist an den Voraussetzungen gescheitert. So wie Sie den Fall schildern wird zwar eine Erkrankung und damit ein Schwächezustand offensichtlich sein, doch bestehen Zweifel hinsichtlich der tatsächlichen Schutzbedürftigkeit. Wenn der behandelnde Arzt, welcher vielleicht mit dem Vormundschaftsrecht nicht sehr vertraut ist, eine Beiratschaft empfiehlt, deutet dies auf massgeblich Defizite im Bereich der Vermögensbewirtschaftung hin. Davon ist man aber aufgrund der Fallschilderung nicht überzeugt: Allein die Tatsache, dass der Patient graue Geschäfte treibt und sein Einkommen an Fiskus und AHV vorbeizirkelt, genügt für eine vormundschaftliche Massnahme nicht – man denke an die übrigen Vorgänge im globalen wirtschaftlichen Alltag. Deshalb empfiehlt es sich, den Arzt konkret um schriftliche Auskunft zu ersuchen, wo der Schutzbedarf dieses Menschen liegt, und was eine vormundschaftliche Betreuungsperson konkret daran ändern könnte. Vielleicht ist es sinnvoller, den Rechtsstaat in Funktion zu setzen, allenfalls die Steuerbehörden und die angeblich oder tatsächlich  betrogene Ausgleichskasse zu aktivieren.
3. Falls ernsthaft eine vormundschaftliche Massnahme in Betracht zu ziehen wäre, müsste der Anwalt als Beiratskandidat zusammen mit dem Patienten zur Anhörung eingeladen werden, damit mit ihnen die Frage des Pflichtenkreises und der Einsatzmöglichkeiten besprochen werden könnte. Je nach dem wird sich rasch zeigen, ob und wenn ja welche vormundschaftliche Massnahme eine Antwort auf die Problemlage bieten kann. Falls sich neue Gesichtspunkte ergeben, wäre ich gerne bereit, mit Ihnen noch etwas näher über die Aussichten einer Massnahme nachzudenken.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 26.1.2006
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